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Unterrichtsgarantie Plus 
 
 
 

Antrag 
 

  
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat der Stadt Kassel wird beauftragt, gegenüber der 
Hessischen Landesregierung auf eine Rücknahme des Projekts 
Unterrichtsgarantie Plus hinzuwirken und stattdessen eine 
Konzeption der verlässlichen Schule zu gewährleisten, in der über 
eine zusätzliche Lehrerversorgung qualifizierte Vertretungsreserve an 
den Schulen gesichert werden kann. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung sieht in der Regelung, nach der 
auch unzureichend qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
die Vertretung von Fachunterricht eingebunden werden können, 
eine massive Gefährdung der Unterrichtsqualität an Kasseler Schulen. 

 
 
Begründung: 
 
Das Programm sieht vor, dass Unterrichtsausfall von einem Pool von 
Vertretungskräften kompensiert wird. Mangels ausreichender 
Vertretungsmöglichkeiten durch Lehrkräfte sollen unter anderem Eltern, Studenten 
und ehemalige Schülerinnen und Schüler, also im Vergleich zu voll ausgebildeten 
Lehrkräften nicht unbedingt qualifizierte Menschen Fachunterricht erteilen. Auf 
diesem Wege soll es ab dem Schuljahr 2006/2007 keinen Unterrichtsausfall mehr 
geben. 
 
 
 
 
 
Besondere Kritikpunkte: 
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1. Die von der Landesregierung versprochene Unterrichtsgarantie konnte zu 
keinem Zeitpunkt erfüllt werden. Nach wie vor fallen in großem Umfang 
Unterrichtsstunden in Kassel aus. Die Personalversorgung reicht nicht aus, um 
für die individuelle Förderung notwendige Differenzierungsstunden anbieten 
zu können. Auch das Projekt Unterrichtsgarantie Plus bietet keine Lösung der 
Probleme. 
 

2. Es gibt keine Mindestanforderungen an die Qualifikation der 
Vertretungskräfte. Es gibt keine Vorgabe hinsichtlich des 
Beschäftigungsverhältnisses. Unzumutbare Beschäftigungsverhältnisse an den 
Schulen und ein Rückgang der Unterrichtsqualität werden damit billigend in 
Kauf genommen. 
 

3. Die Verantwortung für die Fehlleistungen des Landes und für die mangelnde 
Grundzuweisung von Lehrerstellen wird den Schulen überlassen: 

 
� Schulleitungen müssen im Rahmen eines eng gefassten „Vertretungs-
budgets" nach pädagogisch fragwürdigen Lösungen suchen. 
 
� Anstatt so viele Lehrkräfte wie überhaupt möglich einzustellen, um eine 
echte Unterrichtsgarantie zu ermöglichen und Steuergelder sinnvoll in 
Ausbildung und Erziehung zu investieren, werden hoch qualifizierte Lehrkräfte 
mit Zeitverträgen bis zu den nächsten Ferien eingestellt. 
 
� Die Zielgruppe von Schule, Kinder und Jugendliche, müssen mit einem ggf. 
häufigen Wechsel der Lehrpersonen klar kommen. Der dringend notwendige 
Aufbau eines Vertrauensverhältnisses wird gestört, der pädagogische Auftrag 
von Schule komplett ins Absurde geführt bzw. gänzlich verhindert. 
 
� Schulinterne Programme können nicht gewährleistet werden. 

 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Liebetrau 
 
 
 
gez. Uwe Frankenberger MdL 
Fraktionsvorsitzender 


